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Klaus Bolz

Nach dem fehlgeschlagenen Putsch hatte sich die Diskussion über Hilfsmaßnahmen zu­
gunsten der Sowjetunion zwar sofort verstärkt, eine neue Dynamik und ein auf die Formu­

lierung konstruktiver Hilfekonzepte gerichtetes Denken zeichnete sich aber erst jüngst auf der 
KSZE-Konferenz in Moskau ab. Auch die Abstimmungsgespräche der G 7 hatten bisher nicht 
mehr erbracht, als daß man sich weiter im wesentlichen nur auf den sehr kleinen gemeinsamen 
Nenner humanitärer und gewisser technischer Hilfe verständigen konnte. W eiterreichende 
Hilfsmaßnahmen sind dagegen unverändert und pauschal von dem Übergang zur M arktw irt­
schaft abhängig gemacht worden.

Am entschiedensten trat noch die Bundesrepublik Deutschland für weitere Hilfen ein. Jedoch 
möchte sie unter Hinweis auf die eigenen bereits erbrachten Leistungen zunächst einmal die 
anderen Länder zu entsprechenden Solidarbeiträgen veranlassen. Dies hat bei den anderen 
westlichen Regierungen bisher wenig Eindruck gemacht. Andere Regierungen empfinden die 
bisherige deutsche Unterstützung der Sowjetunion weniger als Vorleistung bzw. Vorbild für ihre 
eigene Politik, sondern bringen diese wohl eher mit speziellen deutschen Interessen in Verbin­
dung. Die im Verlauf der Ära Gorbatschow gewonnene Sicherheit sollte es der deutschen Seite 
aber nicht schwerfallen lassen, durch die Umlenkung geringer Teile der deutschen M ilitäraus­
gaben einen zusätzlichen Beitrag zugunsten der Sowjetunion und damit indirekt auch zur Ver­
meidung von W anderungsbewegungen aus dem Osten zu leisten. Um ihre besonderen Interes­
sen durchzusetzen, sollten sich Deutschland und Europa im übrigen international an die Spitze 
der Organisation und Koordination von Hilfsprogrammen setzen.

Auch wenn man bei den gegebenen ökonomischen und ordnungspolitischen Rahmenbedin­
gungen vernünftigerweise derzeitig keine Hilfe in zweistelliger Milliardenhöhe zur Finanzierung 
nicht eindeutig definierter Aufgaben in der Sowjetunion empfehlen kann, so würde der Westen -  
insbesondere Europa -  seiner weltpolitischen Verantwortung nicht gerecht, wenn er m it einer 
umfassenderen Hilfe solange wartete, bis die Erfolge der W irtschaftsreform  eindeutig zu erken­
nen sind. V ielmehr müssen bereits die ersten Schritte auf dem Wege in eine neue W irtschafts­
und Gesellschaftsordnung auch materiell unterstützt werden. Die Ablösung der alten Sowjet­
union durch ein neues Staatengebilde und einige unabhängige Staaten hat inzwischen die Vor­
aussetzungen dafür entscheidend verbessert. Sämtliche Republiken haben nun die Chance, 
einzeln oder im Verbund mit anderen ihren Weg in die M arktw irtschaft zu gehen. Mehrere der 
ehemaligen Sowjetrepubliken haben aber auch schon in den vergangenen zwei Jahren nicht 
nur theoretisch, sondern auch in der praktischen Umsetzung Schritte in Richtung eines neuen, 
m arktw irtschaftlich orientierten Systems getan.

Vor diesem Hintergrund macht es eigentlich wenig Sinn, wenn der Westen, allen voran die 
USA und Großbritannien, weiterreichende Hilfezusagen von sehr pauschal form ulierten Bedin­
gungen abhängig machen will. In welche Richtung der Wandel zu vollziehen ist, das muß der 
Mehrzahl der verantwortlichen sowjetischen Politiker und W issenschaftler heute nicht mehr 
gesagt werden. Externer Rat ist im wesentlichen für einzelne Maßnahmen und deren ze it­
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liehe Abfolge gefragt. Um In diesem Sinne fruchtbare Beratung leisten zu können, müssen sich 
potentielle Berater erst einmal besser als bisher mit den aktuellen ordnungspolitischen Gege­
benheiten in der Sowjetunion auseinandersetzen. Anfangs wäre es schon eine w irkungsvolle 
Hilfe, das bisherige „Gesetzeswerk“ der Union und einzelner Republiken zu sichten, auf W ider­
sprüche abzuklopfen und in sich stimmig zu machen. Von zentraler Bedeutung dürfte die Bera­
tung im Hinblick auf grundlegende währungspolitische Entscheidungen einzelner Republiken 
sein.

Wenn globale Finanzzuweisungen an Institutionen der Union und einzelner Republiken ge­
genwärtig nach wie vor nicht angebracht sind, so sollten die westlichen Staaten aber schnell 
und unbürokratisch prüfen, für welche Zwecke schon heute Mittel wirkungsvoll eingesetzt wer­
den könnten; anderenfalls machen sie sich verdächtig, sich nur ein Alibi für ihre unterent­
w ickelte Leistungsbereitschaft und ihre mangelnde internationale Solidarität bezüglich der 
Lastenverteilung verschaffen zu wollen.

Gegenwärtig bietet sich eine ganze Reihe von Einsatzmöglichkeiten westlicher Hilfe an, die 
entweder dem W irtschaftsprozeß direkt zugute kommen können oder aber die Voraussetzun­
gen für eine erfolgreiche Umgestaltung der W irtschaft verbessern. So ließe sich mit begrenzten 
M itteln wahrscheinlich verhindern, daß die Ö lproduktion der Sowjetunion weiter absinkt und da­
mit die Gefahr einer unzureichenden Versorgung der sowjetischen W irtschaft und weiter 
sinkender Deviseneinnahmen wächst.

Angesichts des schlechten Zustandes weiter Bereiche der Infrastruktur spricht wohl kaum 
etwas dagegen, wenn der Westen umgehend auch die Sanierung und den Ausbau der Infra­
struktur unterstützt. Investitionen in das Schienen- und Straßennetz, in die Telekommunikation, 
aber auch in das Gesundheitswesen haben hohe Priorität. Nicht weniger w ichtig ist die Förde­
rung des Ausbildungswesens, um auf allen Unternehmensebenen die für das Funktionieren 
einer M arktw irtschaft unabdingbaren Qualifikationen wie Management-, Organisations- und 
Marketing-Know-how zu verm itteln. Die bisherigen Programme reichen bei weitem nicht aus. 
Der DIHT und das Auswärtige Amt haben die W eiterbildung von rund 3000 sowjetischen Fach- 
und Führungskräften organisiert und finanziert. W eiterbildungsbedarf besteht aber für einen 
Kreis von mehreren hunderttausend Personen. Die Vermittlung m arktw irtschaftlicher Qualifika­
tionen sollte deshalb kurzfristig zur internationalen Gemeinschaftsaufgabe erklärt werden.

Der Westen sollte sich schon heute darüber im klaren sein, daß er bei der Finanzierung der 
vie lschichtigen Anpassungsprozesse im Rahmen der ordnungspolitischen Umgestaltung nicht 
wird abseits stehen können. Er ist deshalb gut beraten, schon heute Vorstellungen über das 
Maß seiner eigenen Leistungsbereitschaft zu entwickeln. Diese Hilfe muß für die Republiken 
berechenbar und sicher sein, damit Reformschritte und -tempo realistisch konzipiert werden 
können. Wenn der Westen sicher auch nicht bereit sein wird, zur Unterstützung des Transfor­
mationsprozesses Mittel in vergleichbaren Größenordnungen aufzubringen, wie sie die alte 
Bundesrepublik für die neuen Bundesländer zur Verfügung stellt, dürften die 50 Mrd. US-Dollar 
jährlich, die im Jawlinski-A llisson-Program m  genannt worden sind, für eine wirkungsvolle Hilfe 
wohl doch die absolut unterste Grenze bilden.

Eine weitere von den Hilfsmaßnahmen nicht zu trennende Frage bedarf einer klärenden A nt­
wort. In einer potentialorientierten Betrachtung läßt sich bei der Sowjetunion m it einer Brutto­
verschuldung in Höhe von rund 65 Mrd. US-Dollar nicht von einer Überschuldung und der Not­
wendigkeit eines Schuldenerlasses sprechen. Künftig werden aber die einzelnen Republiken 
für bestimmte Beträge dieser Hartwährungsschulden aufkommen. Und da stellt sich nun in der 
Phase des Übergangs zu einem neuen System die Frage, ob nicht zum indest einige der künftig 
w irtschaftlich selbständigen Republiken durch diese Schuldenlast in ihrer Entwicklung von 
vornherein behindert sein könnten. Es gehört deshalb auch in die Verantwortung des Westens 
zu überprüfen, ob nicht einigen Republiken -  nachdem diese sich ohne Vorbehalt zur Über­
nahme eines Teils der alten Unionsschulden bekannt haben -  durch einen Schuldennachlaß 
geholfen werden sollte. Dabei könnte man diesen Schuldennachlaß durchaus nur in Abhängig­
keit von konkreten Fortschritten in Richtung M arktw irtschaft in Aussicht stellen.
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